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Beklagten und Revisionsklägerin„

gegen

9 o o o ' . o

“Klägerin und Revisionsbeklegte

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts
auf die mündliche Verhandlung vom 21° Dezember

1995

für Recht erkannt:
‘

Die Revision der Beklagten wird mit der Maß—

gabe zurückgewiesen, daß die Beklagte für ver—
pf1ichtet erklärt wird, der Klägerin einen neu—

en Bescheid über die Gewährung von Krankenhaus—

pflege unter Nichtanrechnung der ihr gewährten
Krankenpflege zu erteilen„

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außer—

gerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

zu erstatten° ‘
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Die am 28" Dezember 1884 geborene Klägerin war Mitglied der
beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse auf Grund der Verord—

nung über die Krankenversicherung der_Rentner vom 4„ November

1941 (V0 über KVdR)‚ Sie hatte von der Beklagten in den Jahren
1951 und 1952 wegen eines Herzleidens für 69 Tage Krankenhaus—

pflege erhalten, und zwar vom 13, März bis 19„ April 1951 so—
wie vom 4„ April bis 5° Mai 1952; in der Zwischenzeit und da—

nach wurde ihr bei fortbestehender Arbeitsunfähigkeit ärztli—

che Behandlung von insgesamt mehr als 26 Wochen gewährt° Als

der behandelnde Arzt am 9„ November 1953 wegen des gleichen

Herzleidens erneut Krankenhauspflege beantragte, lehnte die
Beklagte den Antrag in einem Schreiben an die Klägerin vom

17° November 1953 ab, weil die Klägerin bereits ausgesteuert

sei° Die gegen den ablehnenden Bescheid von der Klägerin beim

Versicherungsamt XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXeingelegte "Beschwerde"
ging mit dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (l° Janu—

ar 1954) als Klage auf das Sozialgericht‚XXXXXx über° Die Klä—
gerin beantragte vor dem Sozialgericht Aufhebung des angefoch—

tenen Bescheids und Verurteilung der Beklagten zur Gewährung

von Krankenhauspflege‚ Die Beklagte erklärte in der mündlichen

Verhandlung, daß sie den An3pruch allein deshalb ablehne, weil

die Klägerin ausgesteuert sei° Die Zeiten der Arbeitsunfähig—

keit seien bei Rentnern den Zeiten des Bezugs von Krankengeld

gleichzustellen und daher bei Anwendung des @ 184 EVO wie

Zeiten von Krankenhauspflege zu behandeln„ Das Sozialgericht

lehnte diese Auffassung der Beklagten ab und gab der Klage in
vollem Umfang statt. Nach seiner Ansicht soll bei Rentnern

allein die auf Grund des gleichen Versicherungsfalls tatsäch—
lich gewährte Krankenhauspflege aussteuernd wirken„ Hiernach

habe aber die Klägerin einen Anspruch auf weitere Krankenhaus—

pflege bis zu insgesamt 26 Wochen; die Beklagte sei demgemäß

unter Aufhebung ihres ablehnenden Bescheides zur Gewährung

von Krankenhauspflege zu verurteilen.Zwar stelle die Kranken—
hauspflege eine sogenannte Kannleistung dar, deren Bewilligung

oder Ablehnung die Gerichte nur unter dem Gesichtspunkt eines
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Ermessensmißbrauchs nachzuprüfen hätten - mit der Folge der

Bestätigung oder Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsbe—

scheides„ Im gegebenen Fall liege aber kein Streit über die

Ausübung des Ermenssens
vor, denn die Beklagte habe die be—

anspruchte Krankenhauspflegé lediglich abgelehnt, weil die

Klägerin nach der rechtsirrigen Auffassung der Beklagten

bereits ausgesteuert gewesen sei„ Nach dem hinreichend ge—

klärten Sachverhalt könne eine weitere Ablehnung der Kran—

kenhauspflege durch die Beklagte nicht gerechtfertigt werden,

ein Aufschub der Entscheidung über die Gewährung der Kranken—

hauspflege selbst würde nur eine Verzögerung der Erledigung

des Rechtsstreits bédeuten,'die prozeßökonomisch nicht ver—

tretbar wäre° ‘

Gegen dieses Urteil legte die Beklagte Berufung an das Lan—

dessozialgericht XXXXXXXXX ein mit dem Antrage, das sozial—

gerichtliche Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen° Sie

berief sich dabei auf ein Urteil des Oberversicherungsamts

xxxxxxxxx vom 20„ April 1953 — 22 101/52 — (Breithaupt'sche

Sammlung von Entscheidungen, 1955 Bd° II So 1049), wonach

Zeiten der Arbeitsunfähigkeit bei der Gewährung von Kran—

kenhauspflege an Rentner nach 5 9 der VO über die KVdR wie

Zeiten des Bezuges von Krankengeld anzusehen seien„

Das Landessozialgericht wies die Berufung unter Zulassung
der Revision zurück und legte der Beklagten die außergericht—

lichen Kosten des Verfahrens auf° In der Rechtsmittelbelehrung

des Urteils wies das Landessozialgerioht auf die Fristen zur
Einlegung und zur Begründung der Revision, auf den Vertre-

tungszwang und den Kreis der als Prozeßbevollmächtigte zuge—

lassenen Personen hin° Die Berufung hielt das Landessozial—

gerioht nach 5 145 Sozialgerichtsgesetz (SSG) für statthaft

— unter Ablehnung der Annahme, daß es sich bei Krankenhaus—

pflege um eine einmalige Leistung nach 5 144 Abs„ 1 Nr° 1
SGG handleo Zum Klaganspruch stellte das Vordergericht fest,

daß die Krankenhausaufnahme medizinisch nach der Art der

Erkrankung notwendig gewesen sei, und daß die Beklagte die

Krankenhauspflege ausschließlich mit der rechtlichen Be—
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gründung abgelehnt habe, die zeitliche Grenze der Krankenhilfe

nach 5 183 RVO (26 Wochen) sei bereits überschritten° Dieser
Rechtsauffassung der Beklagten kann nach Ansicht des Berufungs—

gerichts nicht beigetreten werden° Der Begriff der "Kranken—

hilfe" im Sinne von 5 182 EVO sei in der Krankenversicherung
der Rentner nicht anwendbar, da hier Krankengeld — als ein

Bestandteil der Krankenhilfe (@ 182 Abs.1 Nr„2 RVG) — nicht ge—
währt werde (5 9 Satz 3 der VO. über KVdR)° Infolgedessen könne

für den Beginn der 264Wochen—Frist der Gesichtspunkt der Ar—

beitsunfähigkeit nicht in Betracht kommen; auch lasse das Ge—

setz nicht die Fiktion zu, der Rentner habe während der Kran—

kenpflege bei gleichzeitig bestehender ArbeitSUnfahigkeit Kran—

kengeld bezogen° — Ebensowenig sei aber der Beginn der Krankena

pflege geeignet, die Aussteuerungsfrist in Lauf zu setzen, Denn

die Krankenpflege werde nach dem Erlaß des RAM vom 20 November

1943 (AN 1943 8° II 485) ohne zeitliche Begrenzung gewährt° Es
bleibe daher nur übrig anzunehmen, daß die genannte Frist erst

dann zu laufen beginne, wenn an Stelle der Krankenpflege Kran—

kenhauspflege — als deren Ersatzleistung — gewährt werde° Darin

liege keineswegs eine_Besserstellung der versicherten Rentner

im Vergleich zu den Pflichtversicherten° Man könne nur von einer
anderen Gestaltung der Versicherung der Rentner mit dem Ziele

sprechen, den Rentnern eine gesicherte und angemessene Kranken—
pflege und Krankenhausbehandlung zuteil werden zu lassen; Da

die Klägerin erst für 69 Tage Krahkenhauspflege erhalten habe,

sei ihr Anspruch auf weitere Krankenhauspflege begründet°

Die Beklagte hat gegen das ihr am 2° Juli 1955 zugestellte Urteil

des Landessozialgerichts mit einem beim Bundessozialgericht am
29° Juli 1955 eingegangenen Schreiben Revision eingelegt, ohne

dabei einen Antrag zu stellen° Mit Schriftsatz vom 25. August

1955 — eingegangen am 29° August —hat sie die Revision be—
gründet und beantragt, die Urteile des Landessozialgerichts

Schleswig vom 25, März 1955 und des Sozialgerichts XXXXXX vom
6° September 1954 aufzuheben und den Anspruch der Klägerin

“auf weitere Krankenhauspflege zu verneinen° Sie macht geltend,

die Rentner erhielten die Leistungen der Krankenversicherung
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gemäß 5 9 der VO über KVdR nach den Vorschriften des Zweiten

Buches der RVG, jedoch ohne Barleistungen° Krankenhauspflege

könne hiernach auf Grund von 9 184 RVG in Verbindung mit dem
Erlaß des RAM vom 2„11„1943 nur unter den gleichen Voraus—

setzungen und in gleichem Umfang wie Krankengeld gewährt wer«

den„ Durch die Worte "wie Krankengeld" in Ziffer I Nr°2

Buchst° b des erwähnten Erlasses werde klar zum Ausdruck

gebracht, daß die Aussteueruhgsfrist arbeitsunfähiger Rent—

ner so berechnet werden müsse, wie wenn sie während der Zeit

der Arbeitsunfähigkeit Krankengeld erhalten hätten° Die Schluß—

folgerung des Landessozialgerichts, daß die im Rahmen der Kran—

kenversicherung der Rentner gewährte Krankenhausbehandlung eine

Ersatzleistung für Krankenpflege darstelle, sei nicht haltbar°

Wenn diese Ansicht richtig wäre, müßte für die krankenversichérten

Rentner jede Aussteuerung entfallen, weil es für die Kranken-

pflege keine zeitliche Begrenzung gebe, der Anspruch der kran—

kenversicherten Rentner auf Krankenhauspflege wäre somit über—

haupt unbegrenzt° Der Annahme, daß für die Krankenhauspflege der

krankenversicherten Rentner eigene Leistungsvoraussetzungen

gälten, stehe @ 9 der VO über KVdR entgegen, wonach die Rentner

die Leistungen der Krankenversicherung gemäß den Vorschriften
des Zweiten Buches der EVO erhielten, sie sollten also — abge—

sehen von den Barleistungen — die Krankenhilfe einschließlich
der Krankenhauspflege nur unter den gleichen Voraussetzungen

und in gleichem Umfang wie andere Versicherte erhalten° Auch

nach den Vorschriften der BVG genüge zur Aussteuerung unter

Umständen die bloße Arbeitsunfähigkeit ohne Gewährung von
Krankengeld (vgl„ 5 189 RVG)°

Die Klägerin hat zur Revision nicht Stellung genommen°

Entscheidungegründé
In

Die nach 5 162 Abs.1 Nr° 1 SGGstatthafte Revision ist form—
und fristgerecht eingelegt und begründet worden° Zwar enthält—

die Revisionsschrift vom 25° Juli 1955 keinen "bestimmten Antrag"

im Sinne des 5 164 Abs„ 2 sec (vgi„ BSG1, s. 47, 50, 227);
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Das Fehlen eines bestimmten Antrages in der Revisionsschrift

vom 25° Juli 1955 ist der Beklagten aber nicht abträglich°

Die Rechtsmittelbelehrung des Vordergerichts entspricht näm—
[lich insofern nicht den Erfordernissen des 5 66 Abs„l SGG,

als darin der Hinweis auf die Notwendigkeit eines bestimmten

Antrags fehlt (vgl° BSG 1, S„ 227)° Inf01gedessen beträgt

die Frist für die Einlegung der Revision im vorliegenden

Fall nach @ 66.Abs.2'SGG ein Jahr° Da die Revisiohsbegrün—
dungsschrift‚ die einen der Vorschrift des 5 164 Abs°2 SGG

entsprechenden Antrag enthält, innerhalb der Frist von einem
Jahr beim Bundessozialgericht eingegangen ist, genügt die

Revision der gesetzlichen Form"

Das Landessozialgericht ist in seiner Entscheidung zutreffend

davon ausgegangen, daß die Berufung gegen das Urteil des

Sozialgerichts XXXXXXXna0h @ 143 SGG zulässig war° Die Kran—

kenhauspflege ist, wie der Senat in der Entscheidung vom 21°

l2„l955 — 3 BK 21/55 — ausgesprochen hat‚ als wiederkehrende.

Leistung im Sinne des 5 144 Abs„l Nr° 2 SGG anzusehen° Die

Berufung wäre daher nach dieser Vorschrift nur ausgeschlos—

sen, wenn der Streit die Gewährung von Krankenhauspflege für

einen Zeitraum von nicht mehr als 13 Wochen betreffen würdeo

Hier wird jedoch Krankenhaustlege von unbestimmter Dauer

begehrt° Daher bestehen gegen die Zulässigkeit der Berufung

keine Bedenken(vgi° Urteil des BSGvom21121955 —3 BK 21/

55, SozRsee@14431„ D a 1 Nr„ 2)° "

Ile“

In der Sache selbst ist bei der rechtlichen Beurteilung davon

auszugehen, daß die auf Grund der VO über KVdR vom 4° November

1941 (BGBl° I 8° 689) versicherten Rentner nach 5 9 dieser
.Verordnung die Leistungen der Krankenversicherung "nach den

Vorschriften des Zweiten Buches der RVG" erhalten, jedoch

werden ihnen außer Sterbegeld keine Barleistungen, also auch

kein Krankengeld, gewährt° Aus dieser von der Regelung in der

allgemeinen Krankenversicherung abweichenden Gestaltung der

den Rentnern zu gewährenden Leistungen ergeben sich bei der
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Anwendung der Vorschriften des Zweiten Buches der RVG, auf die

@ 9 der VO. über KVdR verweist, gewisse Zweifel° Denn da die

Krankenhauspflege nach 5 184 RVO anstelle von Krankenpflege»

und Krankengeld gewährt wird, die Rentner aber kein Krankengeld

beziehen, kann die einem Rentner gewährte Krankenhauspflege

jedenfalls nicht — wie in der allgemeinen Krankenversicherung —
als Ersatzleistung für Krankenpflege und Krankengeld angesehen

werden; sie tritt vielmehr an die Stelle allein der Kranken—

pflege (@ 182 Abs° l Nr° 1 EVO), die sie mitumfaßt„

Dieser besondere Charakter der den Rentnern zu gewährenden

Krankenhauspflege läßt es nicht zu, die Vorschriften der RVO

über die Dauer der Krankenhauspflege ohne Einschränkung auf

die Krankenhauspflege der Rentner anzuwenden° Nach 5 184

Abs° l EVO in Verbindung mit Zifi’° I Nr„ 2 Buchsto b des
ErlaSses des RAM vom 2° November 1943, betro Verbesserungen

in der gesetzlichen Krankenversicherung (AN 1945 3° 11 485).
kann Krankenhauspflege unter den gleichen Voraussetzungen

und im gleichen Umfang wie Krankengeld gewährt werden° Da
aber die Rentner keinen Anspruch auf Krankengeld haben, kön—

nen diese Vorschriften jedenfalls nicht unmittelbar auf die

versicherten Rentner angewandt werden° Es ist deshalb von

Versioherungsträgern und auch gelegentlich in der Rechtspre—
chung'(so OVA Schleswig in seinem Urteil vom 20°4„1953 — 22
KV/52 —

Breithaupt780he Sammlung von Entscheidungen 1955
Bd° II Nr. 375, So 1049) die Meinung vertreten worden, bei
der Anwendung des 5 184 EVO in Verbindung mit dem Erlaß

vom 2‚ Januar 1945 müsse fingiert werden, daß die Rentner
jedenfalls während der Zeit, während welcher sie arbeits—

unfähig waren, Krankengeld bezogen hätten, sie müßten also

hinsichtlich des Umfanges der ihnen zu gewährenden Kranken—
hauspflege

so behandelt werden, als;ob sie während der Zeit

ihrer Arbeitsunfähigkeit wie sonstige Versicherte Kranken—

vgeld_bezogen hätten°

Diese von der Beklagten in ihrer Revisionsschrift vertrete—

ne Auffassung ist rechtsirrig° Dagegen spricht zunächst die

Erwägung, daß der Begriff der Arbeitsunfähigkeit auf die
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Bezieher von Invalidenrenten in aller Regel nicht paßt; denn

das Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Krankenver—

‚sicherung hängt davon ab, ob der Versicherte noch in der Lage

ist, die seiner Versiéherung zu Grunde liegende, vor der Ar—

beitsunfähigkeit ausgeübte Beschäftigung auszuüben° Der Rent—

ner steht aber auch während der Zeit, während welcher er nicht

krank ist, regelmäßig nicht in einem entgeltlichen Beschäfti—

gungsverhältnis, so daß eine Arbeit fehlt, an der das Vor—

liegen von Arbeitsumfähigkeit zuverlässig gemessen werden könn—

te° Außerdem wäre es ungerecht und würde eine dem Schutzcharak—

ter der VO über KVdR nicht entsprechende Benachteiligung der

Rentner bedeuten, ihnen eine Leistung der Krankenversicherung

(Krankengeld) mit der Wirkung der Beschränkung der Krankenhaus—

pflege zuzurechnen, die sie tatsächlich nicht erhalten und auf

die sie auch keinen Rechtsanspruch haben°

Die Verweisung in © 9 der vo über KVdRauf die Vorschriften
des Zweiten Buches der RVG und damit auch auf 5 184 BVG und
den ihn ergänzenden Erlaß vom 2„llol943 erlaubt also bei der
Anwendung dieser Vorschriften eur tersicherte Rentner nicht die
Fiktion, sie hätten — entgegen @ 9 letzter Satz — während

der Zeit der Krankenpflege auch Krankengeld bezogen° — Bin
hinweis auf die zulässige Dauer der Krankenhauspflege für

Rentner ergibt sich vielmehr aus Ziff„ I Nr° 2 b des Erlasses

vom 2„ll„l943 zu % 184 RVG, wonach Krankenhauspflege "in

gleichen Umfang wie Krankengeld" gewährt werden darf° Hiernach

kann also in der allgemeinen Krankenversicherung Krankenhaus—

pflege für die gleiche Dauer wie Krankengeld gewährt‘werden,

d„h„ nach Ziff„ I Nr, 2 a des Eri„ vom2‚11„1943 (zu @185 EVO)
im allgemeinen für 26 Wochen„ Das hat zur Folge, daß der Bezug

von Krankenhauspflege die Aussteuerung in gleicher Weise wie

der Bezug von
Krankengeldbeinirkt°

Demgegenüber bieten die in der allgemeinen Krankenversicherung

geltenden Vorschriften über die Dauer der Krankenpflege (Ziffol

Nr° 1 des Erl° v° 2,ll„l943 zu 5 183 EVO) für sich allein kei—

nen Anhalt für die Dauer der Krankenhauspflege der Rentner°

Wenn auch — wie oben dargelegt — die Krankenhauspflege der

Rentner die Krankenpflege (@ 182 Absol Nr° 1 EVO) mitumfaßt
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und in diesem Sinne an ihre Stelle tritt, so geht es doch

nicht an, hinsichtlich der Dauer der Leistungen an Rentner

Krankenpflege und Krankenhauspflege gleichzusetzen° Dagegen

spricht schon, daß_dann die Krankenhau5pflege der Rentner

zeitlich unbeschränkt gewährt werden könnte, was offensicht—

lich nicht dem Willen des Gesetzgebers entspricht° Wie der

Senat bereits in der Entscheidung vom 20 71955 — 3 RK 6/55 -
ausgesprochen hat, sollte durch die VO über KVdR der Schutz

der allgemeinen Krankenversicherung mit gewissen Abweichungen,

deren Notwendigkeit sich aus der besonderen Lage der Renten—

empfänger ergibt, auf diesen Personenkreis erstreckt (vgl°

BSG 1 S0 158, 163), nicht aber eine grundsätzliche Besserstel—
lung der Rentner gegenüber anderen Versicherten der Kranken—

kassen herbeigeführt werden°

Andererseits sollen die Rentner aber auch nicht gegenüber

sonstigen Versicherten ungerechtfertigt benachteiligt werden„

‚
Zweck und Sinn der VO über KVdRsind vielmehr darauf gerichtet,
daß die Rentner — wegen Fortbezugs der Rente während der Kranke

heit — ZWar kein Krankengeld erhalten, im übrigen jedoch, dh()

auch bezüglich der KrankenhauSpflege‚ nicht besser (wegen An—

rechnung früher.gewährter Leistungen Vgl„ BSG l, S„162), aber

auch nicht schlechter gestellt werden als andere Pflichtver—

sicherte° Da den Vérsicherten.der allgemeinen Krankenversiche—

rung Krankenhauspflege bis zu 26 Wochen gewährt wird (vgl°

Ziffo I Nr„ 2 Buchst„b desEri° desRAMvom2„11°1943‘zt@19|i,
kann auch den Rentnern für den gleichen Zeitraum Krankenhaus—

pflege bewilligt werden„ Daß bei Versicherten, die Anspruch

auf Krankengeld haben9 die Zeit des Krankengeldbezugs auf die

Dauer der Krankenhauspflege angerechnet wird (vgl° @ 184 RVG

i„Verb„ mit z1ff„ 1 Nr„2 Buchst° b des RAMvom 2. November 1943),
bedeutet keine dem Gedanken der grundsätzlich gleichen Behand— '

lung der Versicherten widersprechende Besserstellung der Rente

ner; sie erhalten kein Krankengeld und stehen damit hinsicht— .”

lich der Leistungsgewährung ohnehin hinter den meisten ande—

ren Versicherten zurück)
— Die Zeit einer aus Anlaß des glei—

chen Versicherungsfalles gewährten Krankenpflege (@ 182 Absgl
Nr° 1 BVG) ist mithin auf die 26 Wochen‚ für welche dem Rentner

...]_O..
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Krankenhauspflege gewährt werden kann, nidht anzurechnen, und zwar
ohne Rücksicht darauf, ob der Rentner während der Zeit der Kran—

kenpflege nach den Vorschriften über die ällgemeine Krankenversi—

cherung als "erbeitsunfähig" anzusehen wäre°

Dieser auch vom Landessozialgericht im Ergebnis vertretenen Auf—
fassung ist die Hevisionsklägerin mit demiHinweie darauf entge—

gengetreten, daß nach den Vorschriften den RVO schon allein das

Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit — ohne Gewährung von Kranken—

geld oder Krankenhauspflege zur Aussteuer“ngführe° So sei nach

@ 189 EVO die Zeit der

Arbeitsunfähigkeitjwährend

welcher we—

gen Fortbezuges des Arbeitsentgelts kein K&ankengeld gezahlt wer—'

de, auf die Zeit der Krankenhauspflege anzprechnen° Ergänzend

wäre auf die ähnliche Vorschrift in 5 216 Abs„3 RVO hinzuwei—

sen (vgl„ dazu Grunde° Entsch° des RVA Nr, 4020, AN 1931 S°IV

158;Nr„ 4303,AN19323. IV83;Nr, 5095‚lAN19373. IV 204;
Nr° 5499, AN 1942 8° II 582). Auch diesen Frwägungen der Beklag—

ten vermag der Senat nicht zu folgen, Dennidie angeführten

Entscheidungen beruhen auf der Erwägung, daß der Versicherte

während des Laufe der Aussteuerungsfrist trotz der Nichtzah—

lung des Krankengeldes einen AnspruCh auf Krankengeld gehabt

hat, der nur wegen bestimmter in dem Gesetz aufgeführter Sach—

'verhalte (z‚B° Fortbezug des Arbeitsentgelts) geruht hat°

Ruhen eines AnspruChs bedeutet, daß der Anspruch besteht, je—

doch zeitweilig wegen Vorliegens eines bestimmten-Sachverhalts

nicht zu erfüllen ist; Der Begriff des Ruhens einer Leistung
setzt also gerade das Bestehen eines Anspruchs auf die Lei—

stung voraus (vgl. insbesondere die erwähnte Grunds„E; Nr° 5095)°

Die Klägerin hatte aber als Rentnerin keinen Anspruch auf

Krankengeld° Der Annahme eines solchen Anspruchs steht der

eindeutige Wortlaut und Sinn des 5 9 Satz } der VO über KVdR
entgegen; während des Bestehens des Versicherungsverhältnisses

der Rentner in der Krankenversicherung kommt der Fortfall eines

Sachverhalts, der die Zahlung von
Krankengeld

zur Folge haben

könnte, nicht in Betracht° Wie sich insbesondere aus den Grün—

den der Grundsß3° Nr° 5095 ergibt, ist es ausschließlich das

Bestehen eines Anspruchs trotz Nichtbezugsäder entsprechenden

Leistung, der eine Berücksichtigung der Zeiten des Ruhens des
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Anspruchs bei der Berechnung der Aussteuerungsfrist recht—

fertigt°

Hiernach ist die Schlußfolgeruhg der Beklagten nicht begründet,

daß die bloße Arbeitsunfähigkeit der Klägerin in Verbindung

mit der ihr gewährten Krankenpflege aussteuernde Kraft habe

— abgesehen davon, daß auf Rentner, die nicht in einem Be—

achäftigungsverhältnis stehen, der Begriff der Arbeitsunfähig—

keit — wie dargelegt — nicht anwendbar ist° éääurechnen auf

die Zeit des zulässigen Bezuges von Krankenpflege ist_vielmehr

in der KrV„ der Rentner nur die tatsächlich vom Versicherten

aus Anlaß des gleichen Versicherungsfalls bezogene Krankenhaus—

pflege° Nur deren Gewährung, nicht jedoch die Leistung der zeit—

lich unbegrenzt zu gewährenden Krankenpflege vermag den Lauf 4

der Aussteuerungsfrist zu rechtfertigen,

III,

Der mit der Klage angefochtene Bescheid der Beklagten vom
17° November 1953 betrifft die Gewährung von Krankenhauspflege,

also eine sogenannte Kannleistung, über deren Gewährung die

beklagte Krankenkasse nach ihrem Ermessen zu befinden hat„ Sol—

che Bescheide sind hinsichtlich der Ausübung des Ermessens des

Versicherungsträgers nur daraufhin von den Gerichten nachzuprü—

fen, ob die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten

sind oder von dem Ermessen'in einer dem Zweck der Ermächtigung

zur Gewährung der Kannleistung nicht entsprechenden Weise Ge—

brauch gemacht ist ($ 54 Abs„2 Satz 2 SGG)° Diese Beschränkung

der richterlichen Nachprüfung der Verwaltungsakte hinsichtlich
der Ausübung von Verwaltungsermessen schließt aber nicht aus,
daß der angefochtene Verwaltungsakt unter anderen rechtlichen

Gesichtspunkten auf seine Rechtmäßigkeit hin nachgeprüft wird,

denn ein solcher Verwaltungsakt kann auch bei gesetzmäßiger

Ausübung des Ermessens auf einer unrichtigen Anwendung des Rechts

beruhen° Um diese Frage handelt es sich hier, denn die Beklagte

hat die beantragte Bewilligung der Krankenhauspflege nicht in

Ausübung ihres Verwaltungsermessens abgelehnt, sondern — wie sie

Vor dem Sozialgericht ausdrücklich erklärt hat — allein deshalb,
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weil sie die Klägerin bereits für ausgesteuert hält° Da diese
Rechtsauffassung, wie unter III dargelegt,ynicht zutrifft, ist

der die Klägerin beschwerende Bescheid vom 17, März 1953 rechts—

widrig und daher mit Recht vom Sozialgericht aufgehoben worden,

und das Landessozialgericht hat insoweit mit Recht die Berufung

zurückgewiesen°

Bedenken bestehen jedoch hinsichtlich der Verurteilung der Be—
klagten zur Gewährung von Krankenhauspfleg . Zwar wird man das Be—

gehren der Klägerin trotz des Wortlauts

ih3es

Antrags, "die Be— '

klagte zur Gewährung der Krankenhauspflege*zu verurteilen", im

Hinblick auf die Unzulässigkeit einer Klage auf Ermessenslei—

stungen (vgl° @ 54 Abs" 4 u° 5 SGG} als Klage auf Erlaß eines

Verwaltungsakts über die Bewilligung von Krankenhauspflege an—

sehen müssen (5 54 Abs„l SGG)° Eine solchechrnahmeklage (Ver—
pflichtungsklage) kann grundsätzlich —

anders als die Leistungs—

klage — auch auf die Verurteilung zur
Bewihligung einer Ermes—

sensleistung gerichtet werden. Stellt sich‘im gerichtlichen Vere

fahren heraus, daß der von dem Kläger angefochtene Verwaltungs—

akt auf fehlerhafter Ausübung des Ermessen beruht, so wird das

Urteil allerdings in der Regel nur auf Aufhebung des Verwaltungs—

akts lauten können mit der Folge, daß ein neuer Verwaltungsakt

zu erlassen ist, dem fehlerfreie Ermessenserwägungen zu Grunde

liegen° Denn wenn ein Gericht auf eine sOlcüe Klage hin eine Ver—

urteilung vornehmen wollte, so würde es sei eigenes Ermessen an

‚
die Stelle desjenigen der Verwaltung, hier des zuständigen Ver—

sicherungsträgers, setzen und würde somit dem Grundsatz der

verfassungsrechtlich festgelegten
GeWaltent%ennung

zuwiderhan—

deln (vgl, Brackmann‚ Handbuch der Sozialversicherung Bd° I —

Stand 2802‚1954 —s„ 400; Hastler, Komm.zu; SGbkt„ @55 Erle
1, 4a S° ll3; Hofmann—Schroeter, Komm° z„SG @ 54 Erle 7)°
Ausnahmsweise kann jedoch das Gericht die Verpflichtung der

Verwaltung zum Erlaß des eine Ermessensleistung betreffenden

Verwaltungsaktes aussprechen, wenn jede and‘re EntscheidungFdes
@ 54 Abs„2

Satz 2 SGG bedeuten würde, also die Ablehnung des erstrebten

notwendig eine Ermessenswidrigkeit im Sinne

Verwaltungsakts aus Ermessensgründen nicht in Betracht kommt

f(Vgl° OVG Münster, ÖV 1955 SO 580, Leitsatz;2). DemnaCh beste—
hen hier bezüglich der Zulässigkeit der Vorhahmeklage keine

‘
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Bedenken, da die Beklagte selbst erklärt hat, daß sie die Ablehnung

nicht auf Ermessenserwägungen stützen wolle; auch nach der mit der

Auffassung der Beklagta1 übereinstimmenden Feststellung des Ge—

richts erster Instanz war die Aufnahme der Klägerin in das Kran—

kenhaus notwendig° Das Berufungsgericht durfte jedoch zu einer

gleichen Beurteilung nur gelangen, wenn auch noch im Zeitpunkt

der letzten mündlichen Verhandlung feststand, daß die Bewilligung

der Krankenhauspflege noch notwendig war° Das Landessozialgericht

hat aber darüber keine Feststellungen getroffen, obgleich mit der

Möglichkeit zu rechnen war, daß die Klägerin in der Zeit zwischen

der Entscheidung der ersten und zweiten Instanz bereits in das

Krankenhaus aufgenommen werden war, so daß der Streit allenfalls

den Kostenersatz betreffen konnte; es bestand auch die Möglich—

keit‚ daß der Gesundheitszustand der Klägerin eine Krankenhausbe—

handlung nicht mehr erforderte° Unter diesen Umständen durfte das

Landessozialgericht das auf Bewilligung von Krankenhaustlege ge—

richtete Urteil der ersten Instanz nicht durch uneingeschränkte

Zurückweisung der Berufung bestätigen, vielmehr hätte es die Ur—

teilsformel dahin abändern müssen, daß die Beklagte für verpflich—

tet erklärt wird, der Klägerin einen neuen Bescheid über die Ge—

währung von Krankenhauspflege unter Beachtung der Rechtsauffas—

sung des Gerichts zu erteilen„ Da im übrigen — wie dargelegt —
die Entscheidung des Landessozialgerichts keine Rechtsverletzung

erkennen läßt, war die Revision mit der aus dem Urteilstenor er—
sichtlichen Maßgabe hinsichtlich der Verpflichtung der Beklagten

zur Erteilung eines neuen Bescheides zurückzuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf @193 SGG°
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